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Aeber die Frage der Berufsbildung für den politiſchen 
Verwaltungsdienſt in Heſterreich. 
Von Dr. v. Engelshofen. 
(Schluß.) 

Mit einem Worte: Die Frage iſt, ob es ſich nicht empfehlen 
dürfte, höhere akademiſche Studien zu organiſiren, die 
es hiezu beſonders gut veranlagten jungen Männern 
ermöglichen würde, ſich die für gewiſſe höhere Stel— 
lungen in der Verwaltung erforderliche Qualification 
anzueignen. 

Der Gedanke iſt nicht neu. Schon im Jahre 1846 iſt der 
Staatsrechtslehrer Robert Mohlt in feinem Aufſatze „Anſtalt zur 
Bildung höherer Staatsdiener“ mit großer Begeiſterung für denſelben 
eingetreten. Er dachte ſich dieſe Anſtalt als ein Internat für eine 
kleine Elite von zu höheren Stellen im Staatsdienſte berufenen 
Beamten mit dreijährigen, unmittelbar an die Univerſität ſich an⸗ 
ſchließenden, in ſeminariſtiſchen Uebungen beſtehenden Studien. Ernſt 
Engel? war der erſte, welcher bei bloßen Reformvorſchlägen nicht 
ſtehen geblieben iſt, ſondern in feinem ſtatiſtiſchen Seminar, das nach 
Analogie der Kriegsſchule geradezu zu einer Verwaltungsakademie aus⸗ 
geſtaltet werden ſollte, etwas Lebendiges geſchaffen hat. Endlich war 
es Naſſe, welcher unter Hinweis auf die glänzenden Leiſtungen des 
preußiſchen Generalſtabes das Vorbild der höheren Kriegsſchulen an— 
gerufen hat und die Rückkehr der künftigen Verwaltungsbeamten zu 
höheren ſyſtematiſchen Studien nach mehreren Jahren praktiſchen 
Wirkens forderte. Dieſer Gedanke iſt es auch, dem Freiherr von 
Lemaher in ſeinem obenerwähnten Reformgutachten vollſtändig bei— 


Robert Mohl über die wiſſenſchaftliche Bildung der Beamten in den 
Miniſterien des Innern. Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft. Jahr⸗ 
gang 1845. 

Robert Mohl über eine Anſtalt zur Bildung höherer Staatsdiener. 
Ebenda. 

2 Ernſt Engel „Das ſtatiſtiſche Seminar des k. preußiſchen ſtatiſtiſchen 
Bureaus in Berlin 1864.“ 


ſtimmt. Er erkennt in der Ausführung desſelben erſt den vollſtändigen 
Abſchluß des hier beſprochenen Bildungsſyſtems, „die Krönung des 
Gebäudes“. 


1 Berichte und Gutachten über die Vorbildung zum höheren Verwaltungs⸗ 
dienſte in den deutſchen Staaten, Oeſterreich und Frankreich, veröffentlicht vom 
Verein für Socialpolitik. Leipzig 1887. 

Prof. Dr. Guſtav Cohn (Preußen), einer der eifrigſten Verfechter 
des hier beſprochenen Reformgedankens, ſieht in der Verwirklichung desſelben die 
unentbehrliche Hilfe zur Erreichung der Abſicht, die Staatsverwaltung mit den 
beſten Errungenſchaften der Wiſſenſchaft zu durchdringen, dem jungen Beamten 
Gelegenheit zu geben, ſich den Stand der wiſſenſchaftlichen Erkenntniß zu eigen zu 
machen und ins Leben überzuführen. Dieſe akademiſchen Studien hatten einzutreten, 
wenn der Geiſt des jungen Staatsbeamten durch die Jahre gereift iſt, und durch 
die praktiſche Anſchauung des Rechts- und Staatslebens mit dem Stoffe der ein: 
ſchlägigen Wiſſenſchaften vertraut gemacht wurde. An der Ausbildung der Officiere 
habe man ein Vorbild, mit dem zweierlei gegeben fei. Erſtens die Kriegsakademie, 
welche den Offieier zu den Studien abberuft; zweitens die Auswahl unter der Ge⸗ 
ſammtheit der jungen Officiere. Etwas Analoges fehle für den Civil⸗ 
dienſt. Es wäre daher an den Schluß der praktiſchen Vorbildung eine Prüfung 
zu ſetzen, und von dem Grade der durch dieſe Prüfung erprobten Tüchtigkeit ab⸗ 
hängig zu machen, ob der junge Mann unmittelbar dem praktiſchen Dienſte zu 
überweiſen ſei, oder ob er ſeiner höheren Begabung gemäß für die Friſt von 
etwa zwei Jahren zu akademiſchen Studien zu entlaſſen ſei, während welcher 


Zeit er ſelbſtverſtandlich, wie die Officiere der Kriegsakademie, zu beſolden wäre. 


Auf eine Elite dieſer Art ware vorläufig dieſe Forderung zu beſchränken. „Zahl⸗ 
reiche Eindrücke und Erfahrungen haben mir bewieſen, daß eine anſehnliche Zahl 
von ſozuſagen latenten Kräften dieſer Art in unſerem jungen Beamtenthum vor⸗ 
handen iſt, welche ans Licht treten würden durch eine ſolche Einrichtung.“ 

R. Boſſe (Preußen) weiſt darauf hin, daß gewiſſe Gebiete des öffentlichen 
Lebens durch die moderne Entwicklung eine Bedeutung gewonnen haben, welche 
es nöthig macht, daß jüngere Verwaltungsbeamte ſich in größerem Umfange, als 
es durch die akademiſchen Studien und während der praktiſchen Vorbereitungszeit 
möglich iſt, damit vertraut machen. Er erinnert beiſpielsweiſe an das Verſicherungs⸗ 
weſen, die Währungs⸗ und Münzverhältniſſe, das Bankweſen, die Verhältniſſe der 
Landwirthſchaft, die großen Zollpolitik⸗ und Tariffragen, den Weltverkehr und die 
Handelspolitik, die Statiſtik und die der ſtaatlichen Einwirkung zugänglichen Er⸗ 
ſcheinungen des ſocialen Lebens, auf welchen Gebieten das tiefere und für eine 
erfolgreiche Mitwirkung bei der adminiſtrativen und legislatoriſchen Behandlung 
dieſer Dinge unerläßliche Verſtändniß dem Durchſchnitt der jungen Verwaltungs: 
beamten während ihrer Vorbereitungszeit nur in den ſeltenſten Fällen zugänglich 
geweſen ſei. Da ein großer Theil der zur Gewinnung eines ſelbſtſtändigen Urtheils 
in dieſen Fragen erforderlichen Kenntniſſe aus den Büchern allein ebenſo wenig zu 
gewinnen ſei, wie aus akademiſchen Vorleſungen, erkläre es ſich, daß bei einem 
Theile der jungen Verwaltungsbeamten eine zuweilen erſtaunliche Indolenz gegen⸗ 
über dieſen welt⸗ und zeitbewegenden Fragen anzutreffen, und die Verwaltung nicht 
ſelten genöthigt ſei, die erforderlichen Kräfte aus den betreffenden Specialreſſorts, 
3. B. dem Bergweſen, oder auch aus kaufmännisch gebildeten Kreiſen heranzuziehen. 
Um dieſem fühlbaren Mangel an praktiſcher Specialkenntniß bei den eigentlichen 
höheren Verwaltungsbeamten zu begegnen, wäre eine Einrichtung in Erwägung zu 
ziehen, die es jüngeren, beſonders beanlagten Verwaltungsbeamten 
ermöglichen würde, im Wege zeitweiſer unmittelbarer Beſchäftigung in ein⸗ 
zelnen Zweigen des praktiſchen Wirthſchaftslebens einen tieferen 
Einblick in die Verhältniffe der Induſtrie, des Handels, des Importes und Exportes, 
des Bank⸗ und Münzweſens u. ſ. w. zu gewinnen. Diefe Einrichtung beſtünde 
darin, daß jüngere Aſſeſſoren zum Behufe ihrer Verwendung, ſei es im Conſulats⸗ 
dienſte, ſei es im Reſſort der Reichsbank, oder auch in großen aus- oder 
inländiſchen Handels- und induſtriellen Betrieben, mit ſtaatlichen 
Stipendien in der Dauer von ſechs Monaten bis zu zwei Jahren betheilt würden. 
Auf dieſe Weiſe würde eine für die geſetzgeberiſchen und adminiſtrativen Arbeiten 


Die Zulaffung zu den höheren Studien wäre erſt nach mehr- 
(mindeſtens drei-)jähriger Verwendung im praktiſchen Dienſte zu ge⸗ 
ſtatten. Die Dauer dieſer Studien wäre auf zwei bis drei Jahre 
feſtzuſetzen. Gegenſtande derſelben wären: Oeſterreichiſche Geſchichte, 
mit beſonderer Berückſichtigung der Entwicklung unſerer politiſchen 
Verhältniſſe und der Verfaſſungsgeſchichte, öſterreichiſches Staats— 
und Verwaltungsrecht, Verwaltungslehre, Nationalökonomie, Volks⸗ 
wirthſchaftspolitik, Statiſtik und in möglichſt gedrängter Darſtellung 
Privatrecht, Civilproceß, Strafrecht und Strafproceß. Durch ſemina— 
riſtiſche Uebungen wäre auf ein ſelbſtſtändiges Durchdenken der ein⸗ 
zelnen Materien, ſowie auf die nothwendige Ausbildung im Vortrage 
und freier Rede hinzuwirken. Der Lehrkörper hätte aus Univerſitäts— 
profeſſoren und aus hervorragenden, praktiſch gebildeten und wiſſen— 
ſchaftlich bewährten Beamten des Adminiſtrativ- und Juſtizdienſtes 


zu beſtehen. Der Erfolg der höheren Studien wäre durch am Schluſſe 
derſelben zu liefernde wiſſenſchaftliche Arbeiten aus den einzelnen 
Diſciplinen zu erproben. Mit dieſen Studien könnte vielleicht die 
Einrichtung verbunden werden, daß nach ihrer Beendigung die aus— 
gezeichnetſten Schüler zu Studienzwecken ins Ausland geſendet werden, 
gegen die Verpflichtung, das Ergebniß ihrer Studienxeiſe in einer 
größeren wiſſenſchaftlichen Abhandlung oder in Vorträgen an der 
Akademie zu verwerthen. Sehr empfehlenswerth aber wäre jedenfalls 
die Organiſirung von Inſtructionsreiſen im Inlande. Nur auf dieſe 
Weiſe kann ein friſcher lebendiger Zug in das ganze Berufsbildungs⸗ 
weſen hineinkommen. Nicht trockene Gelehrte, nicht einſeitige Bureau— 


der Reichs- und Staatsbehörden ungemein werthvolle Elite jüngerer Kräfte heran— 
gebildet werden. 

Erwin Na ſſe (Preußen) geht in feinem Reformvorſchlage von dem Ge— 
danken aus, daß gewiſſe Theile des öffentlichen Rechtes, ſowie der politiſchen 
Oekonomie Mangels der zum eigentlichen Verſtändniß dieſer Difeipfinen erforder: 
lichen praktiſchen Erfahrung auf Seite der Studirenden, in den Rahmen des 
Univerſitätsſtudiums nicht hineinpaſſen. Dies gelte insbeſondere vom materiellen 
Verwaltungsrechte, für das faſt feinem ganzen Umfange nach das Intereſſe und 
Verſtändniß erſt in einem ſpäteren Lebensalter, wenn durch eigene Erfahrung und An⸗ 
ſchauung die betreffenden Lebensgebiete dem Studirenden näher gerückt find, ent: 
ſtehe, dann aber für jene Theile der politiſchen Oekonomie, welche, wie das Studium 
der Agrar-, Handels⸗ und Gewerbepolitik, ſowie vieler Abſchnitte der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft, dem jugendlichen Alter der Studirenden nicht angemeſſen erſcheinen. Es 
würde fich daher empfehlen, den gründlichen und ſyſtematiſchen Betrieb dieſer 
Studien in ein ſpäteres Stadium der Vorbereitungszeit, etwa an den Schluß der⸗ 
ſelben, vor die letzte Staatsprüfung zu verlegen. Eine derartige Einrichtung würde 
dem durchaus berechtigten aber unterdrückten Bedürfniſſe, vor der Prüfung noch 
einmal wieder ſyſtematiſch zu lernen, entgegenkommen, und zur Sicherung einer 
gründlichen wiſſenſchaftlichen Bildung in den betreffenden Fächern beitragen. Für 
dieſe ſpätere Rückkehr der künftigen Verwaltungsbeamten zu den 
akademiſchen Studien findet Naſſe eine lehrreiche Analogie in jenen Zweigen 
des Staatsdienſtes, in welchen fortwährend eine ſolche Abwechslung zwiſchen theoretiſch— 
wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Ausbildung ſtattfindet, und in denen Preußen die 
höchſte Anerkennung in der ganzen Welt gefunden habe. Er erinnert vor Allem 
an den Generalſtab und an die wechſelnde Thätigkeit der für denſelben 
ſich vorbereitenden Offieiere im praktiſchen Dienſte und theoretiſchen Erlernen und 
Studiren. „Faſt von allen Seiten wird anerkannt, daß ein Theil der großen Wirk— 
ſamkeit unferes Generalſtabes auf dieſer Art der Vorbildung beruht. Und auch 
bei den jungen Officieren, die es nicht zum Eintritte in dieſes Elitecorps bringen, 
folgt doch praktiſcher Dienſt, Kriegsſchule, wieder praktiſcher Dienſt, Kriedsakademie 
aufeinander. Ich erinnere ferner an diejenige Verwaltung, welche unter unſeren 
wirthſchaftlichen Verwaltungszweigen nicht am wenigſten die Anerkennung des Ins 
und Auslandes gefunden hat, das Bergfach, und ich kann jetzt weiter hinzufügen, 
an die Eiſenbahnverwaltung, welche theoretiſche Curſe über Eiſenbahnrecht und 
Tarifpolitik von hervorragenden Lehrern und Verwaltungsbeamten für ihre jungen 
Beamten eingerichtet hat.“ 

Freiherr von Lemayer bemerkt hierüber: „Jeder von uns hat ſchon 
empfunden, um wie Vieles nützlicher ihm wiſſenſchaftliche Unterweiſung, die Mit⸗ 
hilfe ſeiner Lehrer in ſpäteren Jahren geweſen wäre. Nach erlangter Orien⸗ 
tirung in dem erwählten Berufe, bei freierem Ausblicke, nachdem die ſchematiſchen 
Geſtalten, mit denen man ſich auf der Univerſität herumſchlug, lebensvolle Wirk⸗ 
lichkeit erlangt haben; hier befteht offenbar ein Bedürfniß, dem ſich der Staat 
nicht völlig entziehen ſollte. Wenigſtens an den großen Univerſitäten könnten für 
dieſen letzten, höchſten Lehrzweck Curſe und Seminarien eingerichtet, vielleicht auch 
abermals eine Erprobung der daſelbſt erlangten Ausbildung (die nicht nur noth⸗ 
wendig in einer Prüfung beſtehen müßte, ſondern ebenſo gut in wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten, Vorträgen u. dgl. geliefert werden könnte) verlangt werden. Die höchſten 
Aufgaben des Staates würden dadurch gewinnen, wenn der Zutritt zu den leiten⸗ 
den Staatsämtern nur auf dieſem Wege erlangt werden konnte. Wir meinen da⸗ 
mit nicht die Miniſterpoſten, deren Beſetzung in dem parlamentariſchen Syſtem 
nach anderen Rückſichten erfolgen muß, und nicht an ſolche formelle Vorausſetzungen 
gebunden ſein kann, wohl aber die höchſten Stellen der eigentlichen Beamtenſchaft, 
alſo die der Statthalter, Landeschefs, Regierungspräſidenten, der vortragenden Näthe 
in den Miniſterien u. dgl.“ 
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kraten, welche die Welt nur aus ihren Büchern und Acten kennen, 
ſondern Männer, welche das Leben und die Verhältniſſe, in die ſie 
einzugreifen berufen find, aus eigener Anſchauung und unter ſach— 
kundiger Leitung kennen gelernt und ſtudirt haben, ſoll die Verwal— 
tungsakademie dem höheren Dienſte übermitteln. Die Abſolvirung der 
höheren Studien wäre von den Referenten bei der Statthalterei, im 
Miniſterialdienſte vom Miniſterial-Secretär aufwärts zu verlangen. 

Zum Schluſſe noch einige Bemerkungen, die bei der Beſprechung 
der Frage der Berufsbildung für den Verwaltungsdienſt am Platze 
ſein dürften. Das erfolgreiche Wirken eines Organismus iſt nicht allein 
durch das Wiſſen und Können ſeiner Organe bedingt. Es bedarf noch 
eines zweiten, ungleich wichtigeren Factors, der dieſe Organe zu einem 
harmoniſchen Zuſammenwirken vereinigt. Es genügt nicht, daß jeder 
Einzelne auf feinem Poſten ſei und daß er wiſſe, genau und gründ— 
lich wiſſe, was er zu thun habe. Denn auch in der Maſchine iſt jeder 
Beſtandtheil an ſeinem Platze, und wird auf den gegebenen Anſtoß 
die ihm zukommende Bewegung ausführen. Ein Beamter, der außer 
feinem, wenn auch gediegenen Berufswiſſen nichts beſitzt, wird immer 
nur wie ein ſchläfriger Miethling handeln. Daran wird ſelbſt das 
Pflichtgefühl nichts ändern. Eine Verwaltung, welche nur über ſolche 
Beamte verfügt, iſt eine Maſchine. Was ſie erſt zu einem lebendigen 
Ganzen, zu einem Organismus macht, das iſt — der Geiſt. Nicht zum 
erſten Male wird dieſer Punkt hier berührt. Wiederholt wurde die 
Frage an dieſer Stelle geſtreift, achſelzuckend ging man an ihr vor— 
über. Die Wurzel gewiſſer Erſcheinungen ſteckt eben tief in Verhält— 
niſſen, welche weit über den Rahmen dieſer Erörterungen hinausliegen. 
Immerhin erſcheint die Frage nicht ganz indiscutabel, ob nicht auch 
hier die Schule manches Gute wirken könnte. Man dürfte kaum ein— 
wenden wollen, daß es ſich um Dinge handle, welche nicht in den 
Wirkungsbereich der Schule fallen. Eine Schule, welche ſich aus— 
ſchließlich darauf beſchränken würde, Wiſſen zu vermitteln, und welche 
die Geſinnungsrichtung ihrer Zöglinge ganz unberückſichtigt ließe, hätte 
den vornehmſten Theil ihres Berufes verfehlt. Einrichtungen und Un- 
ſtalten, deren alleiniger Zweck die Heranbildung für den Beruf des 
Staatsdienſtes wäre, würden ihrer Aufgabe erſt dann vollſtändig ge— 
recht, wenn ſie der Pflege eines guten Geiſtes, der Grundlegung einer 
berufstüchtigen Geſinnung ihr Hauptaugenmerk zuwendeten. 

Welch' ein reiches, ſchönes Feld ſegensvoller Thätigkeit würde ſich 
hier insbeſondere einer Akademie für Verwaltungsbeamte erſchließen! Eine 
Schule, welche die beſten jungen Männer aller Nationen unſeres Reiches 
zu hohen Studien vereinigt, welche ihren Geiſt zum Kampfe für die 
erhabenſten Ideen ſtählt und rüſtet, den edelſten Wetteifer zwiſchen ihnen zur 
Entfaltung bringt, welche die beſten Elemente zu einem eiſernen Bunde 
gegen alle fremdartigen, dem Wohle des Ganzen abträglichen Einflüſſe 
vereinigt, welche die Kenntniß und das tiefe Verſtändniß 
der vaterländiſchen Geſchicke und Verhältniſſe ver- 
Miöktelt, ihr innigſtes Intereſſe t felben weckt 
und pflegt, wo jeder einzelne Lehrer nicht nur in feinem Wiſſen 
und Können, ſondern auch in echt öſterreichiſchen Beamtentugenden 
ein nachahmenswerthes Vorbild iſt, — eine ſolche Schule wäre ein 
gewaltiger Factor in der Löſung unſeres ganzen Problems, ſie würde 
nicht nur Berufs wiſſen, ſondern Berufsbildung in des Wortes 
tiefſter und ſchönſter Bedeutung verleihen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Ertheilung von Bewilligungen zur Veranſtaltung muſikaliſcher 

Straßenproductionen und Ausflüge ſeitens eines Muſikvereines ge⸗ 

hört in die Competenz der politiſchen Bezirksbehörde, und nicht der 
Gemeindevorſtehung. 

Der Gemeindevorſteher in M. hat bei der Statthalterei in T. 
Beſchwerde geführt, daß die Bezirkshauptmannſchaft in M. dem dor⸗ 
tigen Muſikvereine die Veranſtaltung einer muſikaliſchen Straßenpro⸗ 
duction und eines Ausfluges nach N. mit Umgehung des für die Auf- 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung verantwortlichen und ſomit zur 
Ertheilung ſolcher Bewilligungen allein competenten Gemeindevorſtehers 
geſtattet habe, und die Bitte geſtellt, zur Hintanhaltung von Miß⸗ 
verſtändniſſen bekannt zu geben, ob die Ertheilung von Productions— 


bewilligungen au den gedachten Muſikverein, ſoweit ein öffentliches 
Auftreten in der Stadt oder überhaupt im Gemeindegebiete beab- 
ſichtigt wird, zum Wirkungskreis der Ortspolizeibehörde oder der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft gehöre. 

In der hierüber erſtatteten Aeußerung beſtreitet die Bezirkshaupt⸗ 
hauptmannſchaft, daß das Bewilligungsrecht für Productionen an 
Muſikvereine der Gemeinde zuſtehe. Nach dem Geſetze vom 15. No⸗ 
vember 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 134, ſeien die Vereine der Ueber⸗ 
wachung ſeitens der landesfürſtlichen Polizeibehörden, beziehungsweiſe 
der politiſchen Behorden unterſtellt und laſſe ſich aus demſelben keine 
Beſtimmung ableiten, wonach auch die Gemeinde berechtigt wäre, 
irgend welchen Einfluß auf die Thätigkeit der Vereine zu nehmen. 
Von dieſem Grundſatze ausgehend, hätte die Bezirkshauptmannſchaft 
mit Ausſchluß jeder Ingerenz des Gemeindeamtes die vom Vorſtande 
des Muſikvereines in M. gemachten Anzeigen über die fraglichen Aus— 
rückungen zur Kenntniß genommen und nicht unterſagt. Wenn der Ge— 
meindevorſteher zur Begründung ſeines Anſpruches auf die ihm obliegende 
Sorge der Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung fi berufe, fo 
müſſe die Bezirkshauptmannſchaft dem entgegenhalten, daß dieſelbe 
Verpflichtung ihr, und zwar in einem höheren Maße obliege, als der 
Gemeinde. N 

Hierüber hat die Statthalterei in wie folgt entſchieden: 

„Weder der von der Bezirtshauptmannſchaft in Anſehung der 
Geſtattung der muſikaliſchen Straßenproduction und des Ausfluges 
des Muſikvereines in M. beobachtete Vorgang, noch das vom Gemeinde— 
vorſteher aus dem Titel der Fürſorge für die Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung in Anſpruch genommene Bewilligungsrecht iſt in 
den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften begründet. 

Sowohl die ſtattgehabte Ausrückung der Muſikbande des Muſik⸗ 
vereines in M., als der von derſelben veranſtaltete Ausflug nach N. 
ſind als öffentliche Aufzüge zu betrachten, auf welche die Beſtimmungen 
des § 3 des Verſammlungsgeſetzes vom 15. November 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 135, Anwendung finden und zu deren Bewilligung 
nach 8 16 e des citirten Geſetzes die politiſche Bezirksbehörde compe- 
tent erſcheint. 

Inſoferne mit dieſem öffentliche Aufzuge auch Muſikproductionen 
verbunden waren, ſo haben hierauf die Beſtimmungen über die 
Spectakel⸗Polizei und ſpeciell auch der $ 14 der Miniſterial-Verord⸗ 
nung vom 19. Jänner 1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 10 (4), Anwendung, 
nach welchem Paragraph die Ertheilung von Bewilligungen für Muſik— 
productionen, Schauſpiele ꝛc. dem Bezirksamte, ſohin gegenwärtig der 
politiſchen Bezirksbehörde zuſteht. Dieſes Bewilligungsrecht der poli— 
tiſchen Bezirksbehörde trifft auch dann zu, wenn Muſikproductionen 
von einem Vereine ausgehen, da der Verein als juriſtiſche Perſon 
denſelben Beſtimmungen, wie eine phyſiſche Perſon auch dann unter- 
worfen iſt, wenn ihm nach ſeinen Statuten das Recht zur Veran— 
ſtaltung von Productionen zukommt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hätte ſohin die Anzeige der Partei 
über die beabſichtigte Veranſtaltung einer Ausrückung und eines Aus— 
fluges nach obigen Geſichtspunkten als Eingabe um Geſtattung eines 
öffentlichen Aufzuges verbunden mit Muſikproductionen behandeln und 
hierüber nach dem Verſammlungsgeſetze vom 15. November 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 135, beziehungsweiſe nach Vorlage eines Programmes 
über die Muſikproductionen nach den Beſtimmungen über die Spectakel— 
polizei die Entſcheidung herausgeben, nicht aber als Grundlage ihrer 
Verfügungen das Vereinsgeſetz vom 15. November 1867, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 134, nehmen ſollen. 

Ebenſowenig aber erſcheint die vom Gemeindevorſteher in Anſpruch 
genommene Competenz zur Ertheilung von Bewilligungen für Muſik— 
productionen oder Veranſtaltung von Ausrückungen der Vereinsmuſik, 
beziehungsweiſe Ausflügen aus dem Titel der angeblich der Orts— 
polizeibehörde obliegenden Furſorge für die Aufrechthaltung der Ruhe 
und Ordnung begründet und gerechtfertigt, da dieſe Fürſorge nach 
den SS 25 und 26 der Miniſterial-Verordnung vom 19. Jänner 
1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 10, in den Wirkungskreis der politiſchen Bes 
zirksbehörde fällt und die Gemeinde nur berufen iſt, dieſe Behörde 
hiebei wirkſam zu unterſtützen, was auch mit der Vorſchrift des 8 55 
der Gemeindeordnung (für Iſtrien) im Einklange ſteht.“ 

Dem gegen dieſe Entſcheidung vom Gemeindevorſteher eingebrachten 
Recurſe hat das k. k. Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 
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30. Mai 1895, Nr. 16.483, keine Folge zu geben gefunden, „weil 
die in Rede ſtehenden Muſikausrückungen ſich nicht als bloße Tanz— 
muſiken, ſondern vielmehr als öffentliche Aufzüge im Sinne der 
alinea 3 des § 3 des Verſammlungsgeſetzes vom 15. November 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 135, qualificiren, ſonach die Competenz der politiſchen 
Behörde auf Grund des eben citirten Paragraphen, ſowie des § 16 
dieſes Geſetzes auch von anderen etwa in Betracht kommenden Vor— 
ſchriften ganz abgeſehen, einzutreten hatte.“ 

Gelegentlich dieſer Entſcheidungen wurde aber von der Ober— 
behörde der Bezirkshauptmannſchaft zur eigenen Darnachachtung be— 
merkt, daß, obwohl die Einvernahme der Gemeinde (Ortspolizei— 
behörde) vor der Ertheilung von Bewilligungen von Verſammlungen, 
Ausflügen, Aufzügen, öffentlichen Muſikproductionen im Allgemeinen 
nicht vorgeſchrieben iſt, es immerhin Fälle geben wird, in denen orts⸗ 
polizeiliche Rückſichten (Straßen-, Fluren-, Markt-, Baus, feuerpoli⸗ 
zeilicher Art) obwalten, worauf die competente politiſche Bezirksbehörde 
Bedacht zu nehmen hat. Dies wahrzunehmen, beziehungsweiſe die 
Ortspolizeibehörde einzuvernehmen, muß der Erwägung der politiſchen 
Behörde für jeden einzelnen Fall überlaſſen werden. Ebenſo kann es 
unter Umſtänden angezeigt erſcheinen, der Ortspolizeibehörde Kenntniß 
von der ertheilten Bewilligung zu geben, damit ſie in die Lage komme, 
etwaige ortspolizeiliche Intereſſen rechtzeitig zu wahren. 
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Literatur. 


Die Volkszählung in Oeſterreich vom Standpunkte des geltenden 
Geſetzes, ihrer Durchführung und eventuellen Reſorm von Dr. Heinrich May r— 
Hofer v. Grünbühel, k. k. Statthalterei-Secretär in Graz. Graz, „Styria“ 1898. 

Der Verfaſſer folgt bei ſeinen Darlegungen der zeitlichen Aufeinanderfolge 
der Volkszählungsarbeiten und dem Geſetze vom Jahre 1869. Indem er zu dem 
letzteren unter Herbeiziehung der bei den letzten Zählungen erfloſſenen Durchführungs⸗ 
verordnungen einen ausführlichen Commentar liefert, gibt er allen an dem großen 
Werke Betheiligten eine Anleitung, wie ſie ſich der ihnen zugetheilten Aufgabe am 
zweckentſprechendſten entledigen können, und ſeine in der Praxis geſammelten Er: 
fahrungen kommen dabei dem Verfaſſer aufs Trefflichſte zu ſtatten. Wir erblicken 
eine der werthvollſten Seiten des Buches eben in dem Umſtande, daß die mancherlei 
Schwierigkeiten und Zweifel, welche die praktiſche Bewältigung der Arbeit mit ſich 
bringt und die bloß bei dem theoretiſchen Studium der Materie vielleicht nie zum 
Bewußtſein kommen, hier ihre Beſprechung und Löſung finden, und betrachten die 
aus der Caſuiſtik ſich ergebenden Anregungen auch in der Richtung für wichtig, 
daß dieſelben ſchon bei Zeiten eine gleichmäßige Regelung der ſpäter auftauchenden 
Fragen vorbereiten. Dies der mehr praktiſche Theil der Arbeit, welcher ſich auf 
dem dermalen geltenden Rechte aufbaut. Die andere, nicht minder verdienſtliche 
Seite des Buches bildet die kritiſche Unterſuchung unſeres Volkszählungsgeſetzes, 
die Klarſtellung der dieſem ſelbſt anhaftenden Mängel und die Vorſchläge zu deſſen 
Reform, deren Nothwendigkeit durch das Buch Mayrhofer's, unter umfaſſender 
Verwerthung der vorhandenen Literatur und der in fremden Staaten beſtehenden 
Einrichtungen, wohl zur Genüge nachgewieſen wird. 

Der erfte von den vier Theilen, in welche die Schrift äußerlich zerfällt, 
beſpricht die Reviſion der Häuſernumerirung und die Verfaſſung der Ortſchaften⸗ 
verzeichniſſe. Hinſichtlich letzterer macht der Verfaſſer darauf aufmerkſam, daß die 
Aufnahme von Vulgarnamen einzeln ftehender Häuſer, welche keine eigentlichen 
topographiſchen Bezeichnungen ſind, zu unterbleiben hätte. Die Anregung, daß im 
Intereſſe der einheitlichen Verfaſſung der Ortsrepertorien für die zur Bezeichnung 
der topographiſchen Einheit gebräuchlichen Begriffe (als da ſind: Dorf, Weiler, 
Rotte u. f. w.) officielle Definitionen hinausgegeben werden ſollten, möchten wir 
dagegen mit Vorſicht aufgefaßt wiſſen, damit der loealen Ausdrucksweiſe nicht zu 
ſehr Zwang angethan werde. 

Der zweite Theil behandelt die Competenz der Behörden bei der Mit⸗ 
wirkung an den Volkszählungsarbeiten, legt ſodann ausführlich die Vor- und 
Nachtheile des Syſtems der Zählkarte und der Aufnahmsliſte dar, wobei er ſich 
für die Beibehaltung der letzteren entſcheidet, und tritt endlich — wie uns dünkt 
mit vollſtem Rechte — für die Ausdehnung der Verwendung der Aufnahmsbogen 
und für die Beſchränkung der Anzeigezettel ein. Denn es dürfte ſich kaum beſtreiten 
laſſen, daß ſelbſt in den größten Städten die Mehrheit der Bevölkerung nicht die 
nöthige geiſtige Schulung beſitzt, um die an die Subſumptionsfähigkeit zum Theil 
außerordentlich hohe Anforderungen ſtellende Ausfüllung der Zählpapiere correct 
vorzunehmen — auch bei bedingungslos angenommenem guten Willen, der nicht 
immer vorhanden iſt. Die nachträglich durch die Zählungscommiſſäre vorgenommene 
Prüfung der Anzeigezettel von Haus zu Haus iſt, abgeſehen von der großen Arbeits⸗ 
laſt, die fie verurſacht, dann nicht mehr im Stande, alle die Fehler, welche ſich 
eingeſchlichen haben, auszumerzen. 

Ueber die Feſtſtellung des Druckſortenbedarfes und die Beſtellung und 
Schulung der Zählungscommiſſäre bringt der Autor eine Menge aus der Erfahrung 
geſchöpfter Details und wendet ſich ſchließlich gegen den heute eingeführten Zeitz 
punkt der Zählung (die Nacht vom 31. December auf den 1. Jänner), den er fehr 
richtig deshalb als ungeeignet bezeichnet, weil an ihm eine ungewöhnlich große 
Zahl von Perſonen ihrer regelmäßigen Wohnſtätte fern weilt und ſomit kein 
richtiges Bild der ſtabilen Bevölkerungsverhältniſſe gewonnen werden kann. 


Nach Einfügung einer vergleichenden Tabelle betreffend die Volkszählungen 
einer Reihe auswärtiger Staaten, verbreitet ſich der dritte Theil über die ein⸗ 
zelnen Momente, welche den Gegenſtand der Erhebung bilden und als ſolche in 
den Köpfen der Aufnahmsformulare vorgedruckt ſind. Hier nur das Allerwichtigſte. 
Die beiden letzten Volkszählungen, bekanntlich die einzigen, bei welchen Erhebungen 
über die Sprache vorkamen, erhoben die Umgangsſprache. Es iſt nun allerdings 
zuzugeben, daß das hiedurch erzielte Ergebnis ein unvollkommenes iſt, da durch 
dieſe Erhebung eigentlich nur der allgemeine ſprachliche Charakter der betreffenden 
Gegend zum Ausdrucke gelangt. Nichtsdeſtoweniger ſtimmen wir auch hier dem 
Verfaſſer bei, wenn er eine directe Erhebung der Nationalität nicht zu befür⸗ 
worten wagt. Denn nicht nur würde hiedurch chauviniſtiſchen Treibereien Thür 
und Thor geöffnet, ſondern bei dem Umſtande, als die Nationalität eine rein ſub⸗ 
jective, der Controle ſchwer zugängliche Thatſache iſt, vermöchte auch Niemand die 
Gewähr für die richtige Beantwortung der geſtellten Fragen zu übernehmen. — 
Von Intereſſe ſind ferner die Erörterungen über das im Jahre 1890 eingeführte 
Charakteriſtikon des Berufes und der Stellung im Berufe und über die abnormen 
Schwierigkeiten, welche ſich der ausnahmslos geſorderten Ausfüllung dieſer beiden 
Rubriken entgegenſtellten. Thatſächlich ſtellten ſie ſich in manchen Fällen als ein 
Preisräthſel dar, deſſen richtige Löſung wohl nur Wenigen gelungen ſein mag. 
Wir billigen daher das Verlangen, daß von dieſer Unterſcheidung in jenen Fällen, 
wo ſie factiſch unmöglich iſt, abgeſehen werde und man ſich mit einer genauen 
Eintragung des Berufes begnüge. — Ein weiterer in einem künftigen neuen Volks⸗ 
zählungsgeſetze zu amendirender Punkt ſcheint uns in Uebereinſtimmung mit dem 
Verfaſſer, in der Verknüpfung der Viehzählung mit der Volkszählung zu liegen. Denn 
erſtens iſt der Zeitpunkt am Jahresſchluſſe für die Vornahme dieſer Zählung wegen 
des reducirten Viehſtandes womöglich noch ungünſtiger als für die Volkszählung, 
und zweitens und hauptſächlich iſt in Betracht zu ziehen, daß die Bevölkerung 
wegen der bekannten Furcht vor der Benutzung der Zählungsergebniſſe zu fiscaliſchen 
Zwecken gerade bei der Viehzählung ſchwer zu wahrhaften Angaben zu veranlaſſen 
iſt und daher ſcharf controlirt werden muß, eine Aufgabe, der die ohnedies über— 
bürdeten Zählungscommiſſäre nicht gewachſen ſind, daher denn auch die Daten über 
den Viehſtand gewiß die unzuverläſſigſten der ganzen Zählung ſind. 

Der vierte Theil beſpricht ſodann die Concentrationsarbeit, welcher die 
Behörden das Zählungsmateriale zu unterziehen haben, bis zur endlichen Fertig: 
ſtellung des Operates durch die k. k. ſtatiſtiſche Central-Commiſſion. Ein Abdruck 
des Geſetzes vom 29. März 1869, R. G. Bl. Nr. 67, bildet den Schluß. 

Wie wir durch das vorſtehende, allerdings ſehr unvollſtändige Reſumé des 
Hauptinhaltes des reichhaltigen Buches gezeigt zu haben glauben, bietet dieſes für 
Alle, welche bei dem Werke der Volkszählung in welcher Stellung immer Hand 
anzulegen berufen ſind, eine verläßliche Leitung, und hoffen wir, daß es durch 
möglichſt weite Verbreitung bei den politiſchen Behörden, denen es auch durch die 
Erläſſe mehrerer Landesſtellen anempfohlen wird, zur Vereinheitlichung und Er— 
leichtetung der Arbeit das Seinige beitragen werde. Probſt 
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Notiz. 


(Die Frage der Verſicherung gegen Ueberſchwemmungs⸗ 
ſchäden.) Im preußiſchen Verſicherungsbeirath wurde am 25. Mai 1898 die 
Frage berathen: „Iſt die Verſicherung gegen Ueberſchwemmungsſchäden praktiſch 
durchführbar und eventuell in welcher Form? Angliederung an die öffentlichen 
Feuerſocietäten oder an private Feuerverſicherungsgeſellſchaften? Errichtung einer 
beſonderen Verſicherungsanſtalt? Umſang der Anſtalt? Gefahrenclaſſen?“ An den 
Verhandlungen nahmen auch der vortragende Rath im Miniſterium für Land⸗ 
wirthſchaft ꝛc., Dr. Hermes, und der Generaldirector Gruner-Berlin theil. Director 
Springorum und Geheimrath Hurtzig erſtatteten Bericht. Geheimer Oberregierungs⸗ 
rath Blenck theilte eine von ihm für die letzten 11 Jahre (1887 bis 1897) aufs 
geſtellte, fich auf die Provinzen und Regierungsbezirke, ſowie die Kreiſe erſtreckende 
Statiſtik über die in den einzelnen Erhebungsbezirken vorgekommenen Hochwaſſer⸗ 
u. ſ. w. Schäden in Erntefrüchten u. ſ. w. mit, welche bis zum Jahre 1878 
rückwärts erſtreckt werden könne, und machte zugleich Vorſchläge für die Ergän⸗ 
zung dieſer Statiſtik für die übrigen in Betracht kommenden gefährdeten Gegen- 
ſtände (Gebäude, Mobilien u. ſ. w.). Er machte ſodann unter Anderem auf die 
Vorgänge in anderen Staaten aufmerkſam, insbeſondere in Japan, wo bereits 
ſeit 1881 eine Collectivverſicherung gegen Schäden aller Art befteht. Geheimrath 
Dr. Hermes machte Mittheilungen über den Stand der Verhandlungen wegen 
Vorkehrungen zur Verhütung von Hochwaſſerge fahren. Nach längerer Berathung 
wurden auf den Vorſchlag des Director Springorum folgende Theſen einſtimmig 
beſchloſſen: 

I. Die Verſicherung gegen Ueberſchwemmungsſchäden iſt gegenwärtig nicht 
durchführbar, weil 

a) die Schätzung des Riſikos und der Prämien mangels genügender ſtatiſti⸗ 
ſcher Unterlagen unmöglich iſt; 

b) dieſe Verſicherung mit einer Häufung der Gefahren verbunden ift und der 
rationellen Miſchung von günſtigen und ſchweren Riſiken entbehrt, mithin 
zweien, verſicherungstechniſch unentbehrlichen Fundamentalgrundſätzen nicht 
entſprechen würde. 

II. Die Durchführbarkeit einer Verſicherung gegen Hochwaſſerſchäden kann 
mit einiger Ausſicht auf Erfolg erſt wieder aufgenommen werden, wenn 

1. durch eine erweiterte ſtaatliche Statiſtik feſtgeſtellt worden iſt, namentlich: 

a) wie oft und in welchen Zwiſchenräumen während der letzten 20 bis 25 
Jahre und möglichſt noch weiter zurück die der Ueberſchwemmungsgefahr 
ausgeſetzten Gebiete von Hochwaſſerſchäden betroffen ſind, wobei die Höhe 
und die Dauer der Hochwaſſerſtände der in Betracht kommenden Haupt⸗ 
waſſerläufe in Vergleich zu ſtellen ſind; 
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b) welche Verluſte dadurch: 

2) an Gebäuden und Maſchinen, 

6) an Mobiliar, todtem und lebendem Inventar, Waaren, 

7) an Ernteſrüchten und Futterkräutern, welche auf dem Halm ſtehen oder 
geſchnitten, bezw. in Mieten auf den Aeckern und Wieſen ſich befinden, 
entſtanden ſind; 5 f 

c) welche Werthe an verſicherbarem Eigenthum im Ueberſchwemmungsgebiete 
annähernd vorhanden geweſen ſind; und wenn 
2. durch geſetzgeberiſche Maßregeln und techniſche Einrichtungen die Hochwaſſer⸗ 


gefahr beſchränkt wird. Annalen des Deutſchen Reichs. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath Dr. Wilhelm Ritter v. Leſigang 
zum Hofrathe ad personam, den mit dem Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Guſtav Freiberger, die Finanzräthe Dr. Philipp 
Löſchnigg, Arthur Ritter v. Hammer, Karl Freiherrn Pelikan v. Plauen⸗ 
wald, Dr. Joſeſ Greger, Julius Burkhart und Dr. Joſef Ku nſt zu Ober⸗ 
finangräthen für den Bereich der Finanzlandesdirection in Wien ernannt, ſowie 
dem Finanzrathe Oskar Manger v. Kirchsberg den Titel und Charakter eines 
Oberfinanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Poſtrath Guſtav Peche in Brünn zum Ober⸗ 
poſtrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Forſt⸗Inſpections⸗Commiſſär Alois Linz in Zara 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterraths⸗Präſidium 
Adolf Schiel anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Adelsſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Heinrich Freiherrn Conrad 
v. Eybesfeld in Wien anläßlich der Uebernahme in den zeitlichen Ruheſtand 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der Poſt- und Telegraphen-Direction 
in Zara, Oberpoſtdirector Peter Afric, anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei— 
rathes bekleideten Bezirkshauptmännern Julius Friedrich in Neu-Sandec und 
Paul Switalski in Dohobycz anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpeetor Conrad Honiſch anläßlich 
erich in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberingenieuren des galiziſchen Staatsbaudienſtes 
Conſtantin Morawiecki und Alois Fiſcher anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand der Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Poſträthen Adalbert So kolowsky und Michael 
Oberländer anläßlich ihrer Uebernahme in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Oberpoſtrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Staatsſchuldencaſſe Leopold 


[Greeßl anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines 


Staatshauptcaſſen⸗Controlors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Zoll-Oberamts⸗Official Anton Zezulak in 
Wien anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines 
Zoll⸗Oberamts⸗Controlors verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Steuereinnehmern Vincenz Jungwirth in 
Kloſterneuburg uud Anton Stidl in Allentſteig anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hauptſteuereinnehmers verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Lottoamts⸗ und Caſſecontrolor Saturnino For⸗ 
beſon in Trieſt anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Lottoamts-Verwalters verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzwache⸗Commiſſär 2. Claſſe Joſef Zelenka 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
wache⸗Obercommiſſärs 1. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Zolloberamts⸗Controloren Johann Schricker und 
Johann Strobl in Wien anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
eines kaiſerlichen Rathes verliehen. N 

Dem Sectionschef im Finanzminiſterium Franz Gnedt wurde anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand die beſondere Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt⸗ 
gegeben. 

Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Statthalterei⸗Secretär 
Emil Winkler Edlen von Winkenau zum Bezirkshauptmann und den Bezirks⸗ 
Commiſſär Alois Minks zum Statthalterei⸗Secretär in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 


3 Ingenieurſtellen in der IX. Rangsclaſſe, event. 3 Bauadjuncten⸗ 
ſtellen mit einem jährlichen Adjutum von 800 fl. beim ſchleſiſchen Landesbauamte 
bis 30. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 100.) 


r Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 19 und 29 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


